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Zur geplanten Reform  
der Unternehmens- und 
Kapitaleinkommens-
besteuerung 

Alfred Boss* 
 
 
 

Zusammenfassung: 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Besteue-
rung der Unternehmen zu reformieren. Ziel ist 
es insbesondere, die Qualität des Standorts 
Deutschland zu verbessern. Wird die Steuerbe-
lastung der Unternehmensgewinne wie geplant 
verringert, so wird die Investitionstätigkeit in 
Deutschland gestärkt; auch nimmt die Stand-
ortqualität zu. Kommt es aber zu der geplanten 
Verschärfung der Besteuerung der Zinsen auf 
Schulden der Unternehmen, so wird per saldo 
wenig erreicht. Es sollte daher auf eine ver-
stärkte Belastung der Zinsen verzichtet wer-
den. 

____________________ 
* Der Autor dankt Achim Boss, Mitarbeiter einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft in Bremen, für wert-
volle Hinweise. 

Einleitung 
_______________________________________ 

 
Die Steuerbelastung von Unternehmen in 
Deutschland ist relativ hoch.1 Dabei hängt die 
Belastung u.a. von der Rechtsform und davon 
ab, wie Investitionen finanziert werden; zwi-
schen Selbstfinanzierung, Beteiligungsfinanzie-
rung und Fremdfinanzierung wird stark diffe-
renziert (Sachverständigenrat 2003: Tabelle 
59). Die Bundesregierung beabsichtigt, die Be-
steuerung der Unternehmen mit Wirkung ab 
Jahresbeginn 2008 zu ändern (BMF 2006). 
Durch die Reform soll insbesondere die Stand-
ortqualität verbessert werden. Die Bundesregie-
rung hat sich nicht für eines der ausgereiften 
Reformkonzepte (Sachverständigenrat 2005; 
Sachverständigenrat u.a. 2006; Stiftung Markt-
wirtschaft 2006) entschieden,2 sondern ein ei-
genes Konzept entwickelt. Die wichtigsten Re-
formabsichten werden im Folgenden dargestellt 
und bewertet. 

Verringerte Belastung der Unter-
nehmenserträge 
_______________________________________ 

 
Die Unternehmensgewinne und einzelne Arten 
der Kapitaleinkommen sollen anders als bislang 
besteuert werden. Der Körperschaftsteuersatz 
soll von 25 auf 12,5 Prozent gesenkt werden; 
einschließlich der Belastung durch die Gewer-
besteuer und den Solidaritätszuschlag sollen 
einbehaltene Gewinne der Kapitalgesellschaften 
(bei einem Hebesatz der Gewerbesteuer von im 
Durchschnitt schätzungsweise 420 Prozent) 
nicht mehr mit gut 39 Prozent, sondern nur 
noch mit knapp 30 Prozent belastet werden.3,4 

____________________ 
1 Zur Position Deutschlands im internationalen Ver-
gleich vgl. Sachverständigenrat (2005: Tabelle 26). 
2 Eine knappe Darstellung und Beurteilung dieser 
Vorschläge findet sich in Arbeitsgemeinschaft (2006: 
56–57). 
3 Die Gewerbesteuer soll nach der Reform bei der 
Festlegung ihrer eigenen Bemessungsgrundlage und 
bei der Festlegung der Bemessungsgrundlage der 
Körperschaftsteuer nicht mehr absetzbar sein; frei-
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Die von Kapitalgesellschaften ausgeschütteten 
Gewinne (Dividenden) sollen – wie bislang – 
auf der Ebene der Anteilseigner zusätzlich be-
steuert werden. Es ist aber beabsichtigt, sie 
nicht mehr (nach dem Halbeinkünfteverfahren) 
zu 50 Prozent, sondern zu 100 Prozent durch 
die persönliche Einkommensteuer zu belasten; 
allerdings soll nicht mehr der marginale Ein-
kommensteuersatz, sondern ein Abgeltungs-
steuersatz von 30 Prozent (ab 2009 von 25 Pro-
zent) maßgeblich sein.5,6 Einbehaltene Gewinne 
würden durch die Reform stärker als Dividen-
den entlastet (Tabelle 1); gegen das Prinzip der 
Finanzierungsneutralität würde noch mehr als 
bislang verstoßen. Einzelunternehmen und Per-
sonengesellschaften sollen durch die Zulassung 
einer steuerfreien Rücklage für geplante Inves-
titionen oder durch eine Begünstigung einbe-
haltener Gewinne entlastet werden. Zwischen 
der Selbstfinanzierung und anderen Finanzie-

____________________ 
lich soll für Kapitalgesellschaften die Messziffer, die 
zusammen mit dem von der jeweiligen Gemeinde 
festgesetzten Hebesatz den Steuersatz definiert, von 
5 auf 4 Prozent reduziert werden. Die Belastung 
durch die Gewerbesteuer allein beläuft sich dann bei 
einem Hebesatz von 420 Prozent auf 16,80 (statt auf 
17,36) Prozent. 
4 Ende August hat der Bundesfinanzminister eine 
Reformvariante ins Gespräch gebracht (FAZ 2006; 
Riedel 2006c). Danach wird der Körperschaftsteuer-
satz von 25 auf 15 (statt auf 12,5) Prozent vermindert, 
aber die Messziffer der Gewerbesteuer von 5 auf 3,3 
(statt auf 4) Prozent reduziert. Die Gesamtbelastung 
für einbehaltene Gewinne nimmt dann (wiederum 
bei einem Hebesatz von 420 Prozent im Durch-
schnitt) von gut 39 Prozent auf 29,7 Prozent ab. 
Diese Variante ist politökonomisch deshalb interes-
sant, weil die Steuermindereinnahmen des Bundes 
und der Länder geringer, die der Gemeinden aber 
größer wären; das Aufkommen der Körperschaft-
steuer steht dem Bund und den Ländern je zur Hälfte 
zu, das Gewerbesteueraufkommen fließt zu rund 82 
Prozent in die Kassen der Gemeinden. 
5 Vermutlich wird es aber eine Option auf Veranla-
gung zur Einkommensteuer für diejenigen Anleger 
geben, deren marginaler Steuersatz unter 30 Prozent 
liegt, so dass der Steuersatz letztlich im Extremfall 
auf null reduziert wird. Andernfalls könnte sich die 
Neuregelung als mit der Verfassung nicht vereinbar 
erweisen. 
6 Die Dividenden, die auf ausländische Aktien ge-
zahlt werden, wären ebenfalls zu 100 statt zu 50 Pro-
zent zu versteuern, obwohl die Körperschaftsteuer-
sätze im Ausland unverändert sind. Es wäre daher im 
Regelfall weniger attraktiv, Anteile an ausländischen 
Aktiengesellschaften zu halten. 

rungswegen würde dann auch bei diesen Un-
ternehmen noch mehr als bislang diskriminiert.  

Tabelle 1: 
Steuerbelastung der Gewinne von Kapitalgesellschaften im Jahr 
2006 und nach dem Reformvorschlag der Bundesregierung 

 Gegenwärtige 
Rechtslage 

Reformentwurfa

Gewinn 100 100 
Gewerbesteuer (bei einem 

unterstellten Hebesatz von 
420 Prozent)b 17,36 16,80 

Bemessungsgrundlage der 
Körperschaftsteuer 82,64 100 

Körperschaftsteuer 20,66 12,50 
Solidaritätszuschlag (5,5 Prozent) 1,14 0,69 
Steuerbelastung bei Einbehaltung 

des Gewinns 39,16 29,99 
Nettogewinn 60,84 70,01 
Einkommensteuer bei Gewinn-

ausschüttung 
  

Steuersatz 42 Prozent 12,78c 21,00d 
Steuersatz 15 Prozent 4,56c 10,50d,e

Solidaritätszuschlag (5,5 Prozent)   
Steuersatz 42 Prozent 0,70 1,16 
Steuersatz 15 Prozent 0,25 0,58 

Einkommen des Anteilseigners 
nach Steuern 

  

Steuersatz 42 Prozent 47,36 47,85 
Steuersatz 15 Prozent 56,03 58,93 

Steuerbelastung des Anteils-
eigners  

  

Steuersatz 42 Prozent 52,64 52,15 
Steuersatz 15 Prozent 43,97 41,07 

aÄnderungen bei der Zinsbesteuerung auf Unternehmensebene werden 
nicht berücksichtigt. — bUnter der Annahme, das sich Hinzurechnungen 
zum und Absetzungen vom Gewerbeertrag gleichen und dass deshalb 
der Gewerbeertrag dem körperschaftsteuerpflichtigen Gewinn entspricht. 
— cDie Dividende wird nach dem Halbeinkünfteverfahren zu 50 Prozent 
besteuert. — dAbgeltungssteuer: 30 Prozent. — eAnnahme: Die Abgel-
tungssteuer wird bei der Einkommensteuerveranlagung entsprechend 
der Höhe des persönlichen Einkommensteuersatzes korrigiert. 

Quelle: BMF (2006); eigene Berechnungen. 

Die Reformpläne betreffen nicht nur die 
steuerliche Behandlung der Unternehmensge-
winne. Zinserträge der privaten Haushalte sol-
len durch eine Abgeltungssteuer mit 30 Prozent 
(ab 2009 mit 25 Prozent) belastet werden.7 Die 

____________________ 
7 Auch für diese Erträge dürfte es eine Option auf 
Veranlagung zur Einkommensteuer geben. 
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geänderte Zinsbesteuerung der privaten Haus-
halte bedeutete für sich genommen, dass deren 
Steuerlast im Durchschnitt wohl etwas ab-
nähme; dies wäre umso mehr der Fall, wenn 
der Satz der Abgeltungssteuer – wie ab 2009 
ohnehin vorgesehen – auf 25 Prozent festge-
setzt würde (zur Diskussion über die Höhe des 
adäquaten Steuersatzes vgl. Afhüppe 2006). 
Investitionen in Realkapital würden durch die 
Einführung einer Abgeltungssteuer – isoliert 
betrachtet – weniger attraktiv.8 

Ein Zwischenfazit 
______________________________________ 

 
Mit der Verwirklichung der skizzierten Teile des 
Reformentwurfs der Bundesregierung gäbe es – 
anders als bei einer Übernahme des Reform-
konzepts des Sachverständigenrats zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung (Sachverständigenrat 2005; Sachverstän-
digenrat et al. 2006) – insgesamt keine Fort-
schritte auf dem Weg zu Finanzierungs- und 
Rechtsformneutralität der Unternehmensbe-
steuerung. Die steuerbedingten Verzerrungen 
zwischen den Finanzierungsformen, die mit Ef-
fizienzeinbußen einhergehen, nähmen tenden-
ziell sogar zu. Es würden aber wegen der im 
Durchschnitt reduzierten Steuersätze für Kapi-
taleinkommen die Investitionsanreize etwas 
vergrößert; Deutschland würde als Standort 
attraktiver. Die Kapitalkosten und die mar-
ginalen effektiven Steuersätze9 einerseits und 
die effektiven Durchschnittssteuersätze10 ande-

____________________ 
8 Technisch formuliert: Die Kapitalkosten im Sinne 
der Rendite vor Steuern, die eine Investition min-
destens erbringen muss, damit sie für Kapitalgeber – 
verglichen mit einer Alternativanlage – gerade noch 
rentabel ist, steigen, wenn die Nach-Steuer-Verzin-
sung der Alternativanlage zunimmt. 
9 Ein marginaler effektiver Steuersatz ist definiert als 
die Differenz zwischen den Kapitalkosten, also der 
mindestens erforderlichen Vor-Steuer-Rendite, und 
der für einen Kapitalgeber relevanten realen Rendite 
nach Steuern, bezogen auf die Kapitalkosten oder die 
reale Mindestrendite nach Steuern. 
10 Ein effektiver Durchschnittssteuersatz gibt an, 
welcher Teil des Gewinns eines rentablen Investiti-
onsprojekts an Steuern abzuführen ist. 

rerseits, also die Indikatoren, anhand derer sich 
die Wirkungen der Steuern auf Investitions- 
und Standortentscheidungen messen lassen, 
nähmen im Durchschnitt etwas ab. 

Maßnahmen zur Finanzierung eines 
Teils der erwarteten Steuerminder-
einnahmen: Verstöße gegen die 
Steuersystematik 
_______________________________________ 

 
Der Reformentwurf der Bundesregierung bein-
haltet aber nicht nur Entlastungen, sondern 
auch Belastungen der Kapitaleinkommen. So 
sollen private Veräußerungsgewinne verschärft 
besteuert werden. Auch ist vorgesehen, die Be-
messungsgrundlage der Körperschaftsteuer um 
Teile der gezahlten Zinsen und Teile der Mie-
ten, Pachten, Lizenzgebühren und Leasingraten 
zu erhöhen und die Basis der Gewerbesteuer für 
Kapitalgesellschaften um bestimmte Zinsauf-
wendungen und andere vergleichbare Aufwen-
dungen zu erweitern und so der der Körper-
schaftsteuer anzugleichen.11 

Private Veräußerungsgewinne (im Falle einer 
nicht wesentlichen Beteiligung) sollen zu 100 
Prozent (statt nach dem Halbeinkünfteverfah-
ren zu 50 Prozent) besteuert werden, allerdings 
sollen sie durch eine Abgeltungssteuer statt 
gemäß dem progressiven Steuertarif belastet 
werden; die „Spekulationsfrist“ bei Wertpapie-
ren (ein Jahr) und die Freigrenze für Veräuße-
rungsgewinne sollen abgeschafft werden. Ein-
zelheiten sind noch nicht beschlossen. So ist 
insbesondere offen, welcher Stichtag bei der 
Festsetzung des Veräußerungsgewinns als An-
schaffungszeitpunkt gelten soll. Unklar ist auch, 
ob Veräußerungsverluste nur innerhalb dersel-
ben Einkunftsart gegen Gewinne aufgerechnet 
werden können und ob gegebenenfalls Netto-

____________________ 
11 Mit der Absicht, die Steuermindereinnahmen zu 
begrenzen und die Steuereinnahmen der Gemeinden 
zu verstetigen, wird auch die Einführung einer 
Grundsteuer auf Grundstücke der Unternehmen 
(„Grundsteuer C“) erwogen (Riedel 2006b). Dies 
wird hier ebenso nicht diskutiert wie die geplante 
Änderung der Erbschaftsteuer im Fall der Über-
nahme eines Unternehmens. 
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verluste vorgetragen werden können. Insgesamt 
sollen Aktienerträge durch die Änderung der 
Kursgewinnbesteuerung höher als bisher be-
steuert werden.  

Eine generelle Besteuerung der privaten 
Kursgewinne hat eine hohe Gesamtsteuerlast 
zur Folge, wenn – wie beabsichtigt – Gewinne 
von Kapitalgesellschaften bereits auf Unter-
nehmensebene mit knapp 30 Prozent und Divi-
denden zusätzlich mit 30 Prozent Abgeltungs-
steuer belastet werden. Die Diskriminierung der 
Aktienfinanzierung nähme bei einer verschärf-
ten Kursgewinnbesteuerung zu.12 Steuersyste-
matisch käme es zu einem Schritt in die falsche 
Richtung. 

Was die nach dem Reformentwurf vorgese-
hene Erweiterung der Bemessungsgrundlagen 
betrifft, so sollen die Zinsen, die Kapitalgesell-
schaften auf ihre Schulden zahlen, teilweise be-
steuert werden. Anders formuliert: Der Abzug 
von Zinsaufwendungen bei der Feststellung der 
Basis der Gewerbesteuer soll weiter begrenzt 
werden;13 bei der Festlegung der Basis der Kör-
perschaftsteuer soll er eingeschränkt werden, 
und zwar so, dass beide Steuern eine identische 
Bemessungsgrundlage haben. Alternativ wird 
erwogen, dass Zinsaufwendungen zwar nur 
noch begrenzt (z.B. bis zu 60 Prozent des 
Gewinns) bei der Festlegung des Unterneh-
mensgewinns abgesetzt werden dürfen, dass 
aber der nicht absetzbare Rest vorgetragen und 

____________________ 
12 Eine Kursgewinnbesteuerung führt grundsätzlich 
zu Unterschieden bei der Steuerbelastung der Er-
träge aus Aktienbesitz. Ausgeschüttete und einbe-
haltene Gewinne werden nur dann gleich behandelt, 
wenn die Gewinne auf Unternehmensebene gleich 
besteuert werden ohne jede weitere Belastung der 
Anleger, seien dies private Haushalte oder Kapital-
gesellschaften (Wenger 2000: 181). „Veräußerungs-
gewinne müssen ... steuerfrei bleiben, sofern sie aus 
Anteilen an Unternehmen resultieren, die ihrerseits 
einer einheitlichen Unternehmensgewinnbesteue-
rung unterliegen. Andere Veräußerungsgewinne, die 
etwa aus dem Verkauf von Grundstücken ... resultie-
ren, müßten hingegen ... beim Veräußerer besteuert 
werden“ (Wenger 2000: 181); Veräußerungsverluste 
aus solchen Geschäften müssten freilich abgesetzt 
werden dürfen. 
13 Damit würde die für Dauerschuldzinsen bei der 
Ermittlung des Gewerbeertrags geltende Regelung, 
nach der 50 Prozent dieser Zinsen als Gewerbeertrag 
gelten, tendenziell auf andere Zinskategorien ausge-
weitet.  

in der Zukunft abgesetzt werden darf (Riedel 
2006a).14 Sowohl die eine als auch die andere 
Regelung soll offenbar nur insoweit greifen, als 
die Zinsaufwendungen einen Freibetrag oder 
eine Freigrenze übersteigen (Hendricks 2006). 
Mit der Besteuerung der gezahlten Zinsen soll 
generell das Steueraufkommen erhöht werden, 
das infolge der Körperschaftsteuersatzsenkung 
sinken würde. Auch sollen bestimmte Formen 
der Fremdfinanzierung erschwert werden. Eine 
davon läuft darauf hinaus, dass Konzerne die 
Erträge einer Tochtergesellschaft im Ausland 
bei Beteiligungsfinanzierung erhöhen und die 
Gewinne der Muttergesellschaft im Inland 
durch den Abzug von Zinsaufwendungen für 
Kredite aus dem Ausland mindern, mit der 
Folge, dass der deutsche Fiskus infolge der 
steuerlichen Freistellung der Dividenden der 
Tochtergesellschaft Steuereinnahmen verliert. 
Letztlich geht es also auch darum, das Steuer-
aufkommen im Inland zu erhöhen und die 
Mindereinnahmen infolge der Körperschaft-
steuersatzsenkung zu begrenzen. 

Es wäre kontraproduktiv, wenn Zinsen auf 
der Unternehmensebene verstärkt besteuert 
würden. Wenn Konzerne durch die Gestaltung 
der Finanzierungswege das Steueraufkommen 
im Inland reduzieren, dann kommt es darauf 
an, Finanzierungsneutralität herzustellen und 
so die betreffenden Anreize abzuschaffen. Mit 
der Reduktion des Körperschaftsteuersatzes 
käme man auf diesem Wege voran.15 Zudem 
würde mit der Hinzurechnung von Zinsen (und 
Zinsanteilen) die Entlastung durch die Reduk-
tion des Körperschaftsteuersatzes gemindert, 
und zwar umso stärker, je größer der Fremd-
kapitalanteil ist (ZEW 2006); auch könnten – je 
nach der konkreten Regelung – Steuerzahlun-
gen selbst dann fällig werden, wenn (z.B. bei 
jungen Unternehmen mit Anfangsverlusten) 

____________________ 
14 Im Gespräch ist auch eine Begrenzung des Abzugs 
von Zinsen auf Gesellschafterdarlehen. 
15 Die „Steuergestaltungen“, die bekämpft werden 
sollen, würden weniger attraktiv, sie blieben aber im 
Verhältnis zu Ländern mit sehr niedriger Körper-
schaftsteuerbelastung (z.B. Irland) interessant. Dabei 
ist bedeutsam, dass Dividenden einer Tochtergesell-
schaft mit Sitz im Ausland im Inland steuerlich an-
ders behandelt werden als Zinserträge, die Kapitalge-
sellschaften aus dem Ausland beziehen. 
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Verluste entstanden sind. Die Standortqualität 
nähme bei einer verschärften Zinsbesteuerung 
trotz der Reduktion des Körperschaftsteuersat-
zes im Durchschnitt allenfalls wenig zu. Ferner 
würde die Neuregelung für die von Unterneh-
men gezahlten Zinsen zusammen mit der Be-
lastung der Zinsen durch die persönliche Ein-
kommensteuer bzw. durch die Abgeltungsteuer 
auf Zinseinkommen privater Haushalte auf eine 
deutlich erhöhte Belastung der Fremdfinanzie-
rung hinauslaufen. Auch würden von Unter-
nehmen an Unternehmen gezahlte Zinsen 
mehrfach besteuert, und zwar umso mehr, je 
länger eine Kreditkette ist. Schließlich würde 
durch die – wenn auch begrenzte – Besteue-
rung der Schuldzinsen auf Unternehmensebene 
ein grundlegendes Prinzip der Ertragsbesteue-
rung aufgegeben, nach dem Zinsen als Kosten 
abgesetzt werden; die Steuersystematik bliebe 
auch in dieser Hinsicht auf der Strecke. Zu be-
denken ist auch, dass die Absetzbarkeit der 
Schuldzinsen bei der Berechnung des zu ver-
steuernden Gewinns ein grundlegendes Merk-
mal der Unternehmensbesteuerung in allen 
OECD-Ländern ist.16 

Fazit 
_______________________________________ 

 
Insgesamt würde mit der Realisierung des Re-
formentwurfs wenig erreicht. Zwar würden In-
vestitionen in Deutschland per saldo geringfü-
gig angeregt, auch würde die Standortqualität 
etwas zunehmen. Das Steuerrecht würde aber 
die Entscheidungen über die Rechtsform eines 
Unternehmens und über die Finanzierungswege 
noch mehr als bislang verzerren. Auch würde 
das Steuerrecht noch komplizierter, wenngleich 
die Angleichung der Bemessungsgrundlagen 
der Gewerbesteuer und der Körperschaftsteuer 
eine begrenzte Vereinfachung mit sich brächte. 

____________________ 
16 Man könnte die Zinsbesteuerung grundsätzlich 
ändern und dabei die von Kapitalgesellschaften ge-
zahlten Zinsen gewissermaßen nach dem Ursprungs-
prinzip besteuern. Man dürfte dann aber die Emp-
fänger solcher Zinseinkünfte nicht mehr besteuern. 
Ein solcher Systemwechsel ließe sich freilich ohne 
internationale Absprachen nicht durchsetzen. 

Zu einer Vereinfachung des Steuerrechts könnte 
es dadurch kommen, dass generell eine (nied-
rige) Abgeltungssteuer auf Zinserträge privater 
Haushalte eingeführt wird. 

Der bessere Weg 
_______________________________________ 

 
Besser wäre es, das Reformkonzept des Sach-
verständigenrats zu übernehmen. Wenn dies 
wegen der darin enthaltenen grundlegenden 
Änderungen der Besteuerung der Kapitalein-
kommen nicht gewollt ist, dann sollte wenigs-
tens auf eine verstärkte Belastung der Zinsen 
(und Zinsanteile) verzichtet werden. Dann wä-
ren zwar die Steuermindereinnahmen größer 
als sonst, eine entsprechende Nettoentlastung 
der Unternehmen erscheint aber mit Blick auf 
die Finanzlage des Staates durchaus erwägens-
wert; denn das strukturelle Budgetdefizit des 
Staates ist – auch wegen der hohen Belastung 
der Unternehmensgewinne – geringer als bis-
lang erwartet. Auch könnten generell Steuer-
vergünstigungen (und/oder Finanzhilfen des 
Staates beispielsweise im Agrarsektor) abge-
schafft werden, um eine Ausweitung der Neu-
verschuldung zu verhindern. Zudem wäre bei 
einer Körperschaftsteuersatzsenkung mit einem 
gewissen Maß an „Selbstfinanzierung“ (z.B. in-
folge von Gewinnverlagerungen nach Deutsch-
land) zu rechnen. Ferner ist zu bedenken, dass 
die Abschreibungsregelungen im Jahr 2008 
weniger großzügig werden. Die zu Jahresbeginn 
2006 in Kraft getretene Ausweitung der degres-
siven Abschreibung für Ausrüstungsinvestitio-
nen ist befristet bis zum Jahresende 2007. Da-
mit werden die für Investitionsentscheidungen 
inländischer und ausländischer Unternehmen 
wichtigen Kapitalkosten und die effektiven 
Steuersätze bei Investitionen im Inland im Jahr 
2008 zunehmen, wenn dem nicht andere Maß-
nahmen entgegenwirken. Schließlich wäre es 
bei einem Verzicht auf eine verstärkte Zinsbe-
steuerung leichter möglich, den Reformvor-
schlag des Sachverständigenrats, der unter Effi-
zienzaspekten sehr positiv zu bewerten ist, zu 
einem späteren Zeitpunkt doch zu übernehmen. 
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